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Antrag 

der Abgeordneten Gisela Piltz, Christian Ahrendt, Ernst Burgbacher, 

Dr. Max Stadler, Hartfrid Wolff (Rems-Murr), Jens Ackermann, Uwe Barth, Rainer 
Brüderle, Angelika Brunkhorst, Patrick Döring, Mechthild Dyckmans, Jörg van 
Essen, Ulrike Flach, Paul K. Friedhoff, Horst Friedrich (Bayreuth), Dr. Edmund 
Peter Geisen, Hans-Michael Goldmann, Miriam Gruß, Dr. Christel Happach-Kasan, 
Heinz-Peter Haustein, Elke Hoff, Birgit Homburger, Dr. Werner Hoyer, 

Michael Kauch, Hellmut Königshaus, Dr. Heinrich L. Kolb, Gudrun Kopp, 

Heinz Lanfermann, Sibylle Laurischk, Harald Leibrecht, Ina Lenke, Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger, Markus Löning, Horst Meierhofer, Patrick 
Meinhardt, Jan Mücke, Burkhardt Müller-Sönksen, Dirk Niebel, Detlef Parr, 

Jörg Rohde, Frank Schäffler, Marina Schuster, Carl-Ludwig Thiele, Florian Toncar, 
Christoph Waitz, Dr. Claudia Winterstein, Dr. Volker Wissing, 

Dr. Guido Westerwelle und der Fraktion der FDP 


Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über die Vertiefung der Zusammenarbeit bei der 
Verhinderung und Bekämpfung schwerwiegender Kriminalität neu verhandeln 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Bundesregierung führte Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika über ein Abkommen über die Vertiefung der Zusammenarbeit bei 
der Verhinderung und Bekämpfung schwerwiegender Kriminalität, insbe- 
sondere des Terrorismus. An den Verhandlungen zu dem Regierungsabkom- 
men, die von deutscher Seite vom Bundesministerium des Innern und vom 
Bundesministerium der Justiz gemeinsam geführt wurden, war der Deutsche 
Bundestag nicht beteiligt, und er ist darüber auch nicht informiert worden. 
Auf Nachfrage im Innenausschuss des Deutschen Bundestages wurden Ver- 
handlungen sogar bestritten. Die am 1 1 . März 2008 paraphierten Regelungen 
sind dem Innenausschuss des Deutschen Bundestages erst am 25. März 2008 
zur Kenntnis gebracht worden. Durch das Abkommen wird die völkerrecht- 
liche Verpflichtung begründet, die übermittelnde Partei auf Anfrage über die 
Verarbeitung der übermittelten Daten und das dadurch erzielte Ergebnis zu 
informieren. 

2. Das Abkommen umfasst den automatisierten gegenseitigen Zugriff auf 
daktyloskopische Daten und DNA-Profile im so genannten Hit/No-Hit- Ver- 
fahren zu Strafverfolgungszwecken sowie der Gefahrenabwehr, ähnlich wie 
bereits im Vertrag von Prüm vorgesehen. Des Weiteren soll es auch einen 
Spontanaustausch von Informationen zu Personen geben, die im Verdacht 
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stehen, künftig terroristische Straftaten zu begehen. Dabei sollen biogra- 
phische Daten - wie Name, Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit aber auch 
Fingerabdrücke - ausgetauscht werden. 

3. Eine gemeinsame Definition terroristischer Straften bzw. schwerwiegender 
Kriminalität als Voraussetzung für den Austausch bzw. den Zugriff auf per- 
sonenbezogene Daten sieht das Abkommen nicht vor; vielmehr wird auf das 
jeweilige nationale Recht verwiesen. Artikel 10 Abs. 3 i. V. m. Artikel 24 
Satz 1 des Abkommens sieht zwar vor, dass die Vertragsparteien einander in 
einer gesonderten Erklärung die Straftaten notifizieren können, welche nach 
nationalem Recht unter die genannten Rechtsbegriffe zu subsumieren sind, 
allerdings kann die Erklärung jederzeit durch eine weitere Notifikation 
gegenüber der anderen Vertragspartei geändert werden. Außerdem ist unklar, 
ob die USA von der Möglichkeit der Notifikation überhaupt Gebrauch 
machen werden. 

4. Die Prümer Vertragsparteien haben die Europarats-Konvention 108 zum 
Schutz personenbezogener Daten vom 28. Januar 1981 unterzeichnet und 
sind daher verpflichtet, deren Vorgaben bei Durchführung des Prümer Vertra- 
ges einzuhalten, während die USA nicht an ein derartiges Abkommen gebun- 
den sind. Außerdem bestehen in den USA keine unabhängigen Datenschutz- 
kontrollen. Im Abkommen mit den USA sind zudem für die Betroffenen 
keine subjektiven Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung oder Sper- 
rung festgelegt. Die Artikel 14 und 18 des Abkommens legen solche Rechte 
lediglich im Verhältnis der Vertragsparteien zueinander fest. Zwar werden 
damit national bestehende Rechte durch die jeweilige Vertragspartei auf völ- 
kerrechtlicher Ebene vermittelt. Bei abgelehnten Auskunfts- oder Berich- 
tigungsverlangen besteht jedoch gerade kein effektiver Rechtsschutz vor 
unabhängigen Stellen gegenüber dieser Entscheidung. Damit besteht eine 
vergleichbare Situation wie im Zusammenhang mit den von den Vereinten 
Nationen geführten Listen über Terrorverdächtige. 

5. In den USA werden polizeiliche Daten über Jahrzehnte gespeichert. Im 
Abkommen wird bei den Aufbewahrungs- und Höchstfristen dagegen ledig- 
lich auf nationale Regelungen bei der Löschung der ausgetauschten Daten 
abgestellt. Zudem sieht Artikel 13 Abs. 1 des Abkommens eine weite Öff- 
nungsklausel für die Verarbeitung der nach dem Abkommen ausgetauschten 
Informationen vor, soweit vorher eine Zustimmung der Vertragspartei einge- 
holt wird. 

6. Artikel 12 des Abkommens sieht darüber hinaus die Übermittlung von 
sensiblen Daten in bestimmten Fällen vor. Unter sensiblen Daten im Sinne 
dieser Vorschrift sind dabei die Rasse oder ethnische Herkunft, politische An- 
schauung, religiöse oder sonstige Überzeugung, die Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft, Gesundheitsdaten und Daten, die das Sexualleben betreffen, 
zu verstehen. 

7. Des Weiteren ist derzeit offen, ob auch den US -Behörden der Zugriff auf Fin- 
gerabdruckdaten von Asylbewerbern oder Ausländern nach dem Aufent- 
haltsgesetz eingeräumt werden soll. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregiemng auf, 

1. unverzüglich mit den USA Nachverhandlungen zum Sicherheitsabkommen 
mit dem Ziel aufzunehmen, umfassende Datenschutzregelungen zu imple- 
mentieren, insbesondere 

a) für die Betroffenen subjektive Rechte auf Auskunft, Berichtigung, 
Löschung und Sperrung von Daten festzulegen, 
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b) im Abkommen Höchst- oder Aussonderungsprüffristen zu vereinbaren, 
die dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen, 

c) die Verarbeitung einer strengen Zweckbindung zu unterwerfen, 

d) müssen die übermittelnden Datenelemente angemessen, erforderlich und 
geeignet sowie sensible Daten von einer Übermittlung ausgenommen 
sein; 

2. dem Abkommen eine gemeinsame Definition terroristischer Straftaten bzw. 
schwerwiegender Kriminalität als Voraussetzung für den Austausch bzw. den 
Zugriff auf personenbezogene Daten zugrunde zu legen; 

3. den Zugriff auf Fingerabdruckdaten von Asylbewerbern oder Ausländern 
nach dem Aufenthaltsgesetz nicht zum Gegenstand des Datenaustauschs 
nach dem Abkommen zu machen; 

4. Durchführungsvereinbarungen so daten- und rechtsschutzfreundlich wie 
möglich auszugestalten; 

5. dem Innenausschuss des Deutschen Bundestages einen Bericht vorzulegen, 
auf welcher Rechtsgrundlage die Daten gemäß Artikel 12 des Abkommens in 
Deutschland gesammelt werden, wo sie gespeichert werden und welche 
Stellen hierauf Zugriff nehmen werden; 

6. dem Innenausschuss des Deutschen Bundestages über den Stand der Nach- 
verhandlungen kontinuierlich zu berichten. 


Berlin, den 7. Mai 2008 


Dr. Guido Westerwelle und Fraktion 
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